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Entscheidungsdatum

03.08.2016
Norm

B-VG Art.130 Abs1 Z3

B-VG Art.133 Abs4
VWGVG §28 Abs1
VWGVG 88 Abs1

1. B-VG Art. 130 heute

B-VG Art. 130 gultig ab 01.02.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 14/2019
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2019 bis 31.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 130 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2015 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 101/2014
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 115/2013
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

9. B-VG Art. 130 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
10. B-VG Art. 130 gultig von 01.01.1998 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/1997
11. B-VG Art. 130 gultig von 01.01.1991 bis 31.12.1997zuletzt gedndert durch BGBI. Nr. 685/1988
12. B-VG Art. 130 gultig von 01.07.1976 bis 31.12.1990zuletzt gedandert durch BGBI. Nr. 302/1975
13. B-VG Art. 130 gultig von 18.07.1962 bis 30.06.1976zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 215/1962
14. B-VG Art. 130 gultig von 25.12.1946 bis 17.07.1962zuletzt gedandert durch BGBI. Nr. 211/1946
15. B-VG Art. 130 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt gedndert durch StGBI. Nr. 4/1945
16. B-VG Art. 130 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

© N o v~ wDN

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 giltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt gedndert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
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10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VWGVG § 8 heute
2. VWGVG § 8 gliltig ab 01.01.2014

Spruch
L507 2129146-1/2E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Habersack tber die Beschwerde der XXXX , geb. XXXX , StA.
Turkei, vertreten durch RA Dr. Delazer Paul, wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des Bundesamtes fur
Fremdenwesen und Asyl betreffend den am 24.06.2016 gestellten Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels zu Recht
erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Habersack Uber die Beschwerde der romisch 40,
geb. romisch 40, StA. Turkei, vertreten durch RA Dr. Delazer Paul, wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des
Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl betreffend den am 24.06.2016 gestellten Antrag auf Erteilung eines
Aufenthaltstitels zu Recht erkannt:

A) Die Beschwerde wird gemaR § 28 Abs. 1 iVm§ 8 Abs. 1 VWGVG alsA) Die Beschwerde wird gemal Paragraph 28,
Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 8, Absatz eins, VWGVG als

unbegrindet abgewiesen.

B) Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigB) Die Revision ist gemaf3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text
ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:
I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

1. Die Beschwerdefiihrerin, eine Staatsangehérige der Turkei, ist seit 2007 in Osterreich aufhéltig und verfigte zuletzt
Uber eine "Rot-Weil3-Rot - Karte plus", die bis zum 05.10.2014 gultig war.

Am 24.06.2015 brachte die Beschwerdefihrerin bei der Regionaldirektion Tirol des Bundesamtes fur Fremdenwesen
und Asyl (BFA) einen Erstantrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels "in besonders bertcksichtigungswuirdigen Fallen"
gemall 8 56 Abs. 1 AsylG ein.Am 24.06.2015 brachte die Beschwerdeflhrerin bei der Regionaldirektion Tirol des
Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl (BFA) einen Erstantrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels "in besonders
berucksichtigungswurdigen Fallen" gemald Paragraph 56, Absatz eins, AsylG ein.

Mit an das BFA gerichteten Schreiben vom 20.04.2016 wurde von der Beschwerdeflihrerin der Sachverhalt neuerlich
dargelegt.

Mit E-Mail des rechtsfreundlichen Vertreters der Beschwerdefuhrerin vom 13.06.2016 gab dieser das
Vertretungsverhaltnis bekannt und erbat Auskunft darliber, ob noch Unterlagen oder Auskinfte bendtigt werden

wurden sowie bis wann gegebenenfalls mit einer Entscheidung gerechnet werden kénne.

2. Mit 24.06.2016 brachte die Beschwerdefuhrerin durch ihren ausgewiesenen Vertreter beim BFA eine Beschwerde
wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemanR

Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG einArtikel 130, Absatz eins, Ziffer 3, B-VG ein.

Gegenstandlicher Verfahrensakt langte nach Vorlage durch das BFA am 01.07.2016 beim BVwG ein und wurde das
Beschwerdeverfahren in der Folge der nunmehr zustandigen Abteilung des BVwG zugewiesen.
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In seiner Beschwerdevorlage legte das BFA zur Frage der Saumnis dar, dass nach individueller Prifung der
Verwaltungsakte eine Erledigung in den vorliegenden Fallen nicht innerhalb der 3-Monatsfrist erfolgen kénne und man
die Akte deshalb in Vorlage bringe.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

1.1. Der oben dargestellte Verfahrensgang wird als Sachverhalt festgestellt und der gegenstandlichen Entscheidung

zugrunde gelegt.

Die Beschwerdefuhrerin hat am 24.06.2015 beim BFA einen Erstantrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels "in
besonders bertcksichtigungswurdigen Fallen" gemal3 § 56 Abs. 1 AsylG eingebracht.Die Beschwerdeflihrerin hat am
24.06.2015 beim BFA einen Erstantrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels "in besonders berucksichtigungswurdigen

Fallen" gemall Paragraph 56, Absatz eins, AsylG eingebracht.

Am 24.06.2016 wurde im Wege des rechtsfreundlichen Vertreters der Beschwerdefihrerin eine Sdumnisbeschwerde
eingebracht, wobei der oben genannte Antrag bis zu diesem Zeitpunkt nicht erledigt war.

1.2. In Osterreich kam es aufgrund der erheblich erhéhten Antragszahlen im Bereich des Asylrechts - im Jahr 2013
haben 17.503, im Jahr 2014 haben 28.027 Fremde in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt, im
Jahr 2015 waren es rund 90.000 Personen, was in etwa einer Verdreifachung der Asylantrage gegentiber dem Jahr 2014
entspricht, in dem wiederum um 60,1 % mehr Antrage als im Jahr 2013 gestellt wurden - zu einer aulRergewdhnlichen
Mehrbelastung des BFA; diese Mehrbelastung flhrte zu erheblichen, auch in anderen Verfahren zu beobachtenden

Verzogerungen.

Festzustellen ist, dass die monatlichen Antragszahlen im Jahr 2014 zwischen 1.500 bis - zu Jahresende - maximal rund
4.200 schwankten. Im September 2014, dem Monat der Asylantragstellung des Beschwerdefiihrers, stellten 3.296
Personen einen Antrag auf internationalen Schutz. Insbesondere im zweiten Halbjahr 2015 hat die Anzahl der Antrage
pro Monat oftmals deutlich Gber 10.000 betragen. Daraus ergibt sich, dass die im Laufe des Jahres 2015 erreichten

Antragszahlen bereits ab dem zweiten Halbjahr 2014 kontinuierlich angestiegen sind.

Im Jahr 2014 kam es zu ersten PersonalerweiterungsmalBnahmen im BFA, die sich in den Jahren 2015 und 2016
fortgesetzt haben (2014: 134 neue Mitarbeiter, 2015: 206 neue Mitarbeiter, 2016: 500 neue Mitarbeiter). Zudem

wurden laufend intensive Schulungs- und FortbildungsmalBnahmen gesetzt.

Der seit etwa September 2014 im Wesentlichen andauernde, erhebliche Zustrom von Asylwerbern stellt ein
unbeeinflussbares und unlUberwindliches Hindernis dar, das notwendige Sachverhaltsfeststellungen sowie
bescheidmaRige Erledigungen innerhalb der gesetzlich vorgesehenen Entscheidungsfrist in einer Vielzahl von

Verfahren verhindert hat.

1.3. Die Verzdgerung der Erledigung des Antrags der Beschwerdefiihrerin auf Erteilung eines Aufenthaltstitels "in
besonders berucksichtigungswirdigen Fallen" gemal3 8 56 Abs. 1 AsylG ist nicht auf ein GUberwiegendes Verschulden
des BFA zuruckzufiihren.1.3. Die Verzogerung der Erledigung des Antrags der Beschwerdefihrerin auf Erteilung eines
Aufenthaltstitels "in besonders berucksichtigungswurdigen Fallen" gemal3 Paragraph 56, Absatz eins, AsylG ist nicht auf
ein Uberwiegendes Verschulden des BFA zurtckzufuhren.

2. Beweiswurdigung:
2.1. Die Feststellungen zum Verfahrensgang waren in Ansehung des Akteninhalts zu treffen.

2.2. Die Feststellungen zur Zahl der Antrége auf internationalen Schutz in Osterreich zwischen 2014 und 2016 sowie zu
den vom Bund in diesem Zeitraum ergriffenen organisatorischen und personellen Malinahmen stltzen sich auf die
vom BFA auf seiner Homepage veroffentlichten Jahresbilanzen und auf die unter Punkt 11.2.4.2. auszugweise zitierten
Gesetzesmaterialien zu der in BGBI. | Nr. 24/2016 kundgemachten Anderung des AsylG 2005 (AB 1097 BIgNR, 25. GP, S.
7 ).2.2. Die Feststellungen zur Zahl der Antrage auf internationalen Schutz in Osterreich zwischen 2014 und 2016
sowie zu den vom Bund in diesem Zeitraum ergriffenen organisatorischen und personellen MaBnahmen stltzen sich
auf die vom BFA auf seiner Homepage verdffentlichten Jahresbilanzen und auf die unter Punkt romisch zwei.2.4.2.
auszugweise zitierten Gesetzesmaterialien zu der in Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 24 aus 2016, kundgemachten
Anderung des AsylG 2005 Ausschussbericht 1097 BIgNR, 25. GP, S. 7 f).
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2.3. Einleitend ist klarzustellen, dass die Beschwerdefuhrerin kein Verschulden an der Verzogerung des
gegenstandlichen Verfahrens trifft.

2.4. Festzuhalten ist, dass eine zu geringe personelle Besetzung einer Behorde gewdhnlich das Verschulden an der
Verzogerung in der Verfahrensfihrung nicht ausschlief3t.

Zur Frage, ob das BFA ein Uberwiegendes Verschulden an den im vorliegenden Fall objektiv festzustellenden
Verfahrensverzégerungen trifft, ist zunachst die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes naher zu beleuchten:

2.4.1. Der Verwaltungsgerichtshof hat in Fallen der Verletzung der Entscheidungspflicht zur Frage des Uberwiegenden
Verschuldens der Behoérde bereits ausgesprochen, dass der Begriff des Verschuldens der Behdrde nach §8 73 Abs. 2
AVG bzw. nach 8 8 Abs. 1 VWGVG nicht im Sinne eines Verschuldens von Organwaltern der Behérde, sondern insofern
"objektiv" zu verstehen ist, als ein solches "Verschulden" dann anzunehmen ist, wenn die zur Entscheidung berufene
Behdrde nicht durch schuldhaftes Verhalten der Partei oder durch uniberwindliche Hindernisse an der Entscheidung
gehindert war (s. zuletzt VwGH 16.03.2016, Ra 2015/10/0063). Der Verwaltungsgerichtshof hat in standiger
Rechtsprechung ein Uberwiegendes Verschulden der Behoérde darin angenommen, dass diese die fur die zugige
Verfahrensfiihrung notwendigen Schritte unterldsst oder mit diesen grundlos zuwartet (vgl. etwa VWGH 18.12.2014,
2012/07/0087 mwN).2.4.1. Der Verwaltungsgerichtshof hat in Féllen der Verletzung der Entscheidungspflicht zur Frage
des Uberwiegenden Verschuldens der Behdrde bereits ausgesprochen, dass der Begriff des Verschuldens der Behorde
nach Paragraph 73, Absatz 2, AVG bzw. nach Paragraph 8, Absatz eins, VwWGVG nicht im Sinne eines Verschuldens von
Organwaltern der Behdrde, sondern insofern "objektiv" zu verstehen ist, als ein solches "Verschulden" dann
anzunehmen ist, wenn die zur Entscheidung berufene Behorde nicht durch schuldhaftes Verhalten der Partei oder
durch uniberwindliche Hindernisse an der Entscheidung gehindert war (s. zuletzt VwGH 16.03.2016, Ra 2015/10/0063).
Der Verwaltungsgerichtshof hat in standiger Rechtsprechung ein Uberwiegendes Verschulden der Behdrde darin
angenommen, dass diese die fur die zlgige Verfahrensfihrung notwendigen Schritte unterldsst oder mit diesen
grundlos zuwartet vergleiche etwa VWGH 18.12.2014, 2012/07/0087 mwN).

Weiters hat der Verwaltungsgerichtshof ausgesprochen, dass der allgemeine Hinweis auf die Uberlastung der Behérde
die Geltendmachung der Entscheidungspflicht nicht vereiteln kann (VwWGH 18.04.1979, 2877/78 mwN).

2.4.2. Unter Zugrundelegung dieser Rechtsprechung wurde im jungst ergangenen Erkenntnis des
Verwaltungsgerichtshofes vom 24.05.2016, Ro 2006/01/0001 bis 0004-3, u.a. ausgefuhrt, dass das BFA nach den
unstrittigen Feststellungen der angefochtenen Entscheidungen mit einem - spatestens im Jahr 2015 in voller Intensitat
einsetzenden - als massenhaft zu bezeichnenden Neuanfall an Asylverfahren bzw. mit einer auBergewdhnlich hohen
Gesamtzahl an offenen Asyl- und Fremdenrechtsangelegenheiten konfrontiert sei. Die Bundesministerin fir Inneres
habe in der Revisionsbeantwortung erganzend darauf hingewiesen, dass im Laufe des Jahres 2015 kontinuierlich neue
"Rekordwerte" erreicht worden seien; von Marz bis Oktober 2015 seien die monatlichen Antragszahlen um 318 %
gestiegen. SchlieRlich seien im Jahr 2015 insgesamt 88.340 Asylantrage in Osterreich gestellt worden.

Diesbeziglich wurde seitens des Verwaltungsgerichtshofes auch auf die am 20.05.2016 im Bundesgesetzblatt
kundgemachte Anderung des AsylG 2005, BGBI. | Nr. 24/2016, verwiesen. GemaR § 19 Abs. 6 AsylG 2005 idF BGBI. | Nr.
24/2016 kann das Bundesverwaltungsgericht in einem Verfahren wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemaR
Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG (Sdumnisbeschwerde) das Bundesamt mit der Einvernahme des Asylwerbers beauftragen. Die
Regelung des § 22 Abs. 1 AsylG 2005 idFBGBI. | Nr. 24/2016 sieht vor, dass Uber einen Antrag auf internationalen
Schutz abweichend von § 73 Abs. 1 AVG ldngstens binnen 15 Monaten zu entscheiden ist. GemaR dem neu eingefligten
Abs. 15 des § 73 AsylG 2005 treten diese Anderungen mit 01.06.2016 in Kraft; der neue§ 22 Abs. 1 AsylG 2005 tritt mit
Ablauf des 31.05.2018 auBer Kraft.Diesbezlglich wurde seitens des Verwaltungsgerichtshofes auch auf die am
20.05.2016 im Bundesgesetzblatt kundgemachte Anderung des AsylG 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 24 aus
2016,, verwiesen. Gemal Paragraph 19, Absatz 6, AsylG 2005 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 24 aus
2016, kann das Bundesverwaltungsgericht in einem Verfahren wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemaf
Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 3, B-VG (Saumnisbeschwerde) das Bundesamt mit der Einvernahme des Asylwerbers
beauftragen. Die Regelung des Paragraph 22, Absatz eins, AsylG 2005 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr.
24 aus 2016, sieht vor, dass Uber einen Antrag auf internationalen Schutz abweichend von Paragraph 73, Absatz eins,
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AVG langstens binnen 15 Monaten zu entscheiden ist. Gemal3 dem neu eingefligten Absatz 15, des Paragraph 73, AsylG
2005 treten diese Anderungen mit 01.06.2016 in Kraft; der neue Paragraph 22, Absatz eins, AsylG 2005 tritt mit Ablauf
des 31.05.2018 aul3er Kraft.

In den Gesetzesmaterialien, auf die der Verwaltungsgerichtshof in der Begriindung seines Erkenntnisses Bezug nimmt,
wird dazu u.a. Folgendes ausgefiihrt (AB 1097In den Gesetzesmaterialien, auf die der Verwaltungsgerichtshof in der
Begrindung seines Erkenntnisses Bezug nimmt, wird dazu u.a. Folgendes ausgefuhrt Ausschussbericht 1097

BIgNR, 25. GP, S. 7 f):

"[..]

Im Jahr 2015 hat sich die Anzahl an Antragen auf internationalen Schutz im Vergleich zum Vorjahr mit rund 90.000
Antragen verdreifacht. Insbesondere im zweiten Halbjahr 2015 hat die Anzahl der Antréage pro Monat oftmals deutlich
Uber 10.000 betragen; im Jahr 2014 schwankten die monatlichen Antragszahlen hingegen zwischen

1.500 bis - zu Jahresende - maximal rund 4.200. Im Jahr 2015 traf das Bundesamt mit 36.227 Statusentscheidungen
nach dem Asylgesetz bereits doppelt so viele Entscheidungen wie im Jahr 2014. Dies konnte insbesondere durch eine
Personalaufstockung von 206 neuen Mitarbeitern ermdglicht werden. Unbeschadet dieser Personalaufstockung hat
sich aufgrund des starken Zustroms Schutzsuchender im Jahr 2015 die Anzahl an offenen Verfahren mehr als
verdoppelt (31.000 offene Asylverfahren zu Beginn des Jahres 2015 im Vergleich zu 80.000 offene Asylverfahren Ende
Februar 2016). Die Abarbeitung dieser Verfahren bedarf daher trotz der erfolgten Personalaufstockung bereits aus
derzeitiger Sicht jahrelanger Arbeit, weshalb ein erneuter Zustrom Schutzsuchender in einem vergleichbaren Ausmaf3
den bestehenden Ruckstau an Asylverfahren weiter verstarken wirde. Vor diesem Hintergrund und den allgemeinen
organisatorischen Rahmenbedingungen wie etwa die Personalausstattung und die zur Verfigung stehenden
nichtamtlichen Dolmetscher kann daher eine Entscheidung innerhalb von sechs Monaten nicht gewahrleistet werden.

[..]"

Der Verwaltungsgerichtshof schliel3t daraus, dass auch aus Sicht des Gesetzgebers infolge des starken Zustroms
Schutzsuchender im Jahr 2015 "eine Entscheidung innerhalb von sechs Monaten nicht gewahrleistet werden kann",
weshalb er die Verlangerung der Entscheidungsfrist (auf 15 Monate) fiir geboten erachtet habe. Die dargestellt extrem
hohe Zahl an Verfahren stelle fir die belangte Behdrde (BFA) - ungeachtet der vom Bund getroffenen bzw. weiterhin zu
treffenden personellen MaBBnahmen zur Verfahrensbewadltigung - sohin unzweifelhaft eine extreme
Belastungssituation dar, die sich in ihrer Exzeptionalitdt von sonst allenfalls bei (anderen) Behdrden auftretenden,
herkémmlichen Uberlastungszustdnden ihrem Wesen nach, und sohin grundlegend, unterscheide.

FUr den Verwaltungsgerichtshof sei es - auch mit Blick auf die erwdhnten Gesetzesmaterialien - notorisch, dass sich in
einer derartigen Situation die Einhaltung von gesetzlichen Erledigungsfristen in bestimmten Fallen als schwierig
erweisen kdnne, zumal die Verpflichtung der belangten Behorde, daflir Sorge zu tragen, dass durch organisatorische
Vorkehrungen eine rasche Entscheidung moglich sei, in der dargestellten Ausnahmesituation zwangslaufig an Grenzen
stolRen musse.

Nach dem Gesagten kénne "dem Verwaltungsgericht ... nicht entgegen

getreten werden, wenn es - wie im vorliegenden Fall, d.h. eines spatestens ab dem Jahr 2015 bei der belangten
Behorde anhangig gewordenen Asylverfahrens - bei der Verschuldensbeurteilung die dargestellte aulRergewdhnliche
Belastungssituation der belangten Behdrde in besonderer Weise ins Kalkul zieht und dabei bertcksichtigt, dass die
Verletzung der sechsmonatigen Entscheidungsfrist alleine auf diese Belastungssituation zurlickzufiihren ist."

2.4.3. Die Entwicklung der Zahl der Antrége auf internationalen Schutz in Osterreich zwischen 2014 und 2016 sowie die
in diesem Zeitraum vom Bund ergriffenen organisatorischen und personellen MaBnahmen wurden bereits unter
Punkt 11.1.2. dargelegt.2.4.3. Die Entwicklung der Zahl der Antrége auf internationalen Schutz in Osterreich zwischen
2014 und 2016 sowie die in diesem Zeitraum vom Bund ergriffenen organisatorischen und personellen MaBnahmen
wurden bereits unter Punkt romisch zwei.1.2. dargelegt.

Bei der schrittweise erfolgten Aufstockung des im BFA fur die Bearbeitung von Asylantragen eingesetzten Personals
darf auch nicht Ubersehen werden, dass in einem so sensiblen Bereich wie dem Fremden- und Asylwesen nicht
ungeschulte Mitarbeiter einsetzbar sind bzw. die eingesetzten Mitarbeiter einer besonderen Schulung bedurfen,



sodass etwa auch von anderen Behdrden Ubernommene Mitarbeiter erst nach intensiven Schulungen einsetzbar sind;
immerhin ist das Fremden- und Asylwesen eine erheblich eingriffsintensive und menschenrechtsrelevante Materie.

Aus einer Zusammenschau der - in dieser Hohe nicht zu erwartenden - Steigerung der Asylantragszahlen sowie der
nachvollziehbaren und an die bisherige Situation hinreichend angepassten Organisation des BFA ist zu schlief3en, dass
der seit etwa September 2014 im Wesentlichen andauernde, erhebliche Zustrom von Asylwerbern, die das BFA nicht
nur administrativ. zu betreuen, sondern auch im Rahmen der Grundversorgung unterzubringen hat, ein
unbeeinflussbares und unuberwindliches Hindernis darstellt, das notwendige Sachverhaltsfeststellungen sowie
bescheidmaRige Erledigungen innerhalb der gesetzlich vorgesehenen Entscheidungsfrist in einer Vielzahl von
Verfahren verhindert (hat).

3. Rechtliche Beurteilung:

Gemald Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden wegen Verletzung der
Entscheidungspflicht durch eine Verwaltungsbehérde.GemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 3, B-VG erkennen die
Verwaltungsgerichte Gber Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht durch eine Verwaltungsbehdrde.

Gemal Art. 131 Abs. 2 B-VG erkennt das BVwG Uber Beschwerden gemaR Art. 130 Abs. 1 in Rechtssachen in den
Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehoérden besorgt werden.Gemaf? Artikel
131, Absatz 2, B-VG erkennt das BVwWG Uber Beschwerden gemal3 Artikel 130, Absatz eins, in Rechtssachen in den
Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdérden besorgt werden.

GemaR & 7 Abs. 1 Z 4 BFA-VG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Uber Beschwerden wegen Verletzung der
Entscheidungspflicht des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl.GemaR Paragraph 7, Absatz eins, Ziffer 4, BFA-VG
entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Uber Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des
Bundesamtes flr Fremdenwesen und Asyl.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichts ist durch das Bundesgesetz Uber das
Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VWGVG) geregelt. GemaR § 58 Abs. 2
VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits
kundgemacht wurden, in Kraft.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichts ist
durch das Bundesgesetz Uiber das Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VWGVG)
geregelt. Gemal Paragraph 58, Absatz 2, VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

GemaRk § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist.GemaR Paragraph 28, Absatz eins, VWGVG hat
das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen
oder das Verfahren einzustellen ist.

Zu A)

3.1. GemaR § 73 Abs. 1 AVG sind Behdrden verpflichtet, wenn in den Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmt
ist, Uber Antrage von Parteien und Berufungen ohne unnétigen Aufschub, spatestens aber sechs Monate nach deren
Einlangen den Bescheid zu erlassen.3.1. GemaR Paragraph 73, Absatz eins, AVG sind Behdrden verpflichtet, wenn in
den Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmt ist, Gber Antrage von Parteien und Berufungen ohne unnétigen
Aufschub, spatestens aber sechs Monate nach deren Einlangen den Bescheid zu erlassen.

Gemal? § 8 Abs. 1 VWGVG kann Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemaR Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG
(Saumnisbeschwerde) erst erhoben werden, wenn die Behorde die Sache nicht innerhalb von sechs Monaten, wenn
gesetzlich eine kirzere oder langere Entscheidungsfrist vorgesehen ist, innerhalb dieser entschieden hat. Die Frist
beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Antrag auf Sachentscheidung bei der Stelle eingelangt ist, bei der er
einzubringen war. Die Beschwerde ist abzuweisen, wenn die Verzégerung nicht auf ein Uberwiegendes Verschulden
der Behorde zurtickzufihren ist.Gemald Paragraph 8, Absatz eins, VWGVG kann Beschwerde wegen Verletzung der
Entscheidungspflicht gemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 3, B-VG (Sdaumnisbeschwerde) erst erhoben werden, wenn
die Behorde die Sache nicht innerhalb von sechs Monaten, wenn gesetzlich eine kirzere oder langere
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Entscheidungsfrist vorgesehen ist, innerhalb dieser entschieden hat. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der
Antrag auf Sachentscheidung bei der Stelle eingelangt ist, bei der er einzubringen war. Die Beschwerde ist abzuweisen,
wenn die Verzégerung nicht auf ein Uberwiegendes Verschulden der Behdrde zurtickzufiihren ist.

GemalR 8 9 Abs. 1 VWGVG hat eine Beschwerde zu enthalten:GemaR Paragraph 9, Absatz eins, VWGVG hat eine
Beschwerde zu enthalten:

1. die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides, der angefochtenen Austubung unmittelbarer
verwaltungsbehdordlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder der angefochtenen Weisung,

2. die Bezeichnung der belangten Behorde,

3. die Grunde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stutzt,

4. das Begehren und

5. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist.

Gemal Abs. 2 Z. 3 ist belangte Behoérde in den Fallen des Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG jene Behdrde, die den Bescheid nicht
erlassen hat.Gemal Absatz 2, Ziffer 3, ist belangte Behorde in den Fallen des Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 3, B-VG
jene Behdrde, die den Bescheid nicht erlassen hat.

Gemal3 Abs. 5 entfallen bei Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemal’ Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG
die Angaben nach Abs. 1 Z 1 bis 3 und 5. Als belangte Behorde ist die Behdrde zu bezeichnen, deren Entscheidung in
der Rechtssache begehrt wurde. Ferner ist glaubhaft zu machen, dass die Frist zur Erhebung der SGumnisbeschwerde
gemal3 8 8 Abs. 1 abgelaufen ist.GemaR Absatz 5, entfallen bei Beschwerden wegen Verletzung der
Entscheidungspflicht gemal3 Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 3, B-VG die Angaben nach Absatz eins, Ziffer eins bis 3 und
5, Als belangte Behorde ist die Behdrde zu bezeichnen, deren Entscheidung in der Rechtssache begehrt wurde. Ferner
ist glaubhaft zu machen, dass die Frist zur Erhebung der Sdumnisbeschwerde gemall Paragraph 8, Absatz eins,
abgelaufen ist.

GemaR § 16 Abs. 1 VWGVG kann im Verfahren Uber Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemal
Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG die Behorde innerhalb einer Frist von bis zu drei Monaten den Bescheid erlassen. Wird der
Bescheid erlassen oder wurde er vor Einleitung des Verfahrens erlassen, ist das Verfahren einzustellen.GemaR
Paragraph 16, Absatz eins, VWGVG kann im Verfahren Gber Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht
gemal Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 3, B-VG die Behdrde innerhalb einer Frist von bis zu drei Monaten den Bescheid
erlassen. Wird der Bescheid erlassen oder wurde er vor Einleitung des Verfahrens erlassen, ist das Verfahren

einzustellen.

Gemald Abs. 2 hat die Behorde, sofern sie den Bescheid nicht nachholt, dem Verwaltungsgericht die Beschwerde unter
Anschluss der Akten des Verwaltungsverfahrens vorzulegen.GemaR Absatz 2, hat die Behorde, sofern sie den Bescheid
nicht nachholt, dem Verwaltungsgericht die Beschwerde unter Anschluss der Akten des Verwaltungsverfahrens

vorzulegen.

3.2. GemaR § 8 Abs. 1 letzter Satz VWGVG ist die Beschwerde abzuweisen, wenn die Verzégerung nicht auf ein
Uberwiegendes Verschulden der Behorde zurtickzufihren ist.3.2. GemaR Paragraph 8, Absatz eins, letzter Satz VwGVG
ist die Beschwerde abzuweisen, wenn die Verzogerung nicht auf ein Uberwiegendes Verschulden der Behorde

zurickzufiahren ist.

Der im Zusammenhang mit der Einfilhrung des Systems der Verwaltungsgerichtsbarkeit zur rechtlichen Uberpriifung
verwaltungsbehordlichen Verhaltens u.a. normierte § 8 VWGVG nimmt als Rechtsbehelf fir von der Saumigkeit von
Verwaltungsbehdérden zur Erlassung eines Bescheides betroffene Parteien die Stelle des bisher anzuwendenden § 73
AVG ein und ist demnach auch die zu letztgenannter Bestimmung ergangene Rechtsprechung des VwGH fir das
Verstandnis des8& 8 VwGVG maligeblich.Der im Zusammenhang mit der Einflhrung des Systems der
Verwaltungsgerichtsbarkeit zur rechtlichen Uberpriifung verwaltungsbehérdlichen Verhaltens u.a. normierte
Paragraph 8, VWGVG nimmt als Rechtsbehelf fir von der Sdumigkeit von Verwaltungsbehdérden zur Erlassung eines
Bescheides betroffene Parteien die Stelle des bisher anzuwendenden Paragraph 73, AVG ein und ist demnach auch die
zu letztgenannter Bestimmung ergangene Rechtsprechung des VWGH fur das Verstandnis des Paragraph 8, VWGVG
mafgeblich.
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3.2.1. Ein solches Verschulden ist dann nicht anzunehmen, wenn die zur Entscheidung berufene Behdrde durch ein
schuldhaftes Verhalten der Partei oder durch untberwindliche Hindernisse von einer Entscheidung Uber den gg.
Antrag der Partei abgehalten wurde. Zur Feststellung, ob ein Uberwiegendes behérdliches Verschulden vorliegt, ist
sohin gegebenenfalls das Verschulden der Partei an der Verzégerung des Verfahrens gegen jenes der Behorde
abzuwdagen. Ein solches Verschulden der Partei kann etwa dann vorliegen, wenn sie sich durch langere
Ortsabwesenheit oder Unauffindbarkeit der Teilnahme am Verfahren entzieht und der sie treffenden
Mitwirkungspflicht nicht nachkommt. Hat eine Partei ihre im Verfahren bestehenden Obliegenheiten missachtet und
damit zur Verfahrensverzdgerung beigetragen, ist zu prufen, ob von der belangten Behodrde zlgig geeignete Schritte
gesetzt wurden um eine weitere Verlangerung durch parteiliches Fehlverhalten zu verhindern. Relevanz kommt dem
Verschulden einer Partei nur dann zu, wenn es kausal fur die nicht fristgerechte Erledigung des Antrags war (vgl. dazu
sowie im Folgenden: Hengstschlager-Leeb, Allgem. Verwaltungsverfahrensgesetz, Manz-Kommentar, 4. Teilband, 8 73
AVG, RZ. 124-140, und die dort angefuhrte Rechtsprechung des VwGH)3.2.1. Ein solches Verschulden ist dann nicht
anzunehmen, wenn die zur Entscheidung berufene Behdrde durch ein schuldhaftes Verhalten der Partei oder durch
unuberwindliche Hindernisse von einer Entscheidung Uber den gg. Antrag der Partei abgehalten wurde. Zur
Feststellung, ob ein Uberwiegendes behdrdliches Verschulden vorliegt, ist sohin gegebenenfalls das Verschulden der
Partei an der Verzdgerung des Verfahrens gegen jenes der Behdérde abzuwagen. Ein solches Verschulden der Partei
kann etwa dann vorliegen, wenn sie sich durch langere Ortsabwesenheit oder Unauffindbarkeit der Teilnahme am
Verfahren entzieht und der sie treffenden Mitwirkungspflicht nicht nachkommt. Hat eine Partei ihre im Verfahren
bestehenden Obliegenheiten missachtet und damit zur Verfahrensverzégerung beigetragen, ist zu prtfen, ob von der
belangten Behoérde zlgig geeignete Schritte gesetzt wurden um eine weitere Verlangerung durch parteiliches
Fehlverhalten zu verhindern. Relevanz kommt dem Verschulden einer Partei nur dann zu, wenn es kausal fur die nicht
fristgerechte Erledigung des Antrags war vergleiche dazu sowie im Folgenden: Hengstschlager-Leeb, Allgem.
Verwaltungsverfahrensgesetz, Manz-Kommentar, 4. Teilband, Paragraph 73, AVG, RZ. 124-140, und die dort angefihrte
Rechtsprechung des VWGH).

3.2.2. Der Begriff des behdrdlichen Verschuldens ist nicht im Sinne eines subjektiven Verschuldens des konkret
zustandigen Organwalters, sondern objektiv zu verstehen. Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
liegt ein Uberwiegendes Verschulden einer Behorde (auch) dann vor, wenn diese die fur eine zlgige Verfahrensfihrung
notwendigen Schritte unterlasst oder mit diesen grundlos zuwartet. Das bloRe Faktum der Uberlastung einer Behérde
vermag wiederum das behdrdliche Verschulden an seiner Sdumigkeit "nicht auszuschlieRen", weil die Behdrden
"verpflichtet sind, organisatorische Vorkehrungen fir eine rasche Erledigung der Parteianbringen zu treffen".
Demgegeniber liegt aber "ein untberwindliches, das Verschulden einer Behérde ausschlieBendes Hindernis fur die
fristgerechte Erledigung der Sache dann vor, wenn der Behorde trotz zweckentsprechender und zlgiger
Verfahrensfiihrung eine Entscheidung (vor Eintritt der Sdumnis) unmoglich gewesen ist, etwa weil auBerhalb der
Einflusssphare der Behdrde gelegene Ereignisse das Verfahren blockieren".

3.2.3. Aus den Feststellungen oben unter 1.2. war abzuleiten, dass das BFA insbesondere mit einem explosionsartigen
Anstieg der Zahl der Antrage auf internationalen Schutz im Geschaftsjahr 2015 auf ein unabsehbar hohes Niveau
konfrontiert war. Das Bundesamt setzte demgegenulber bereits ab Aufnahme seiner Tatigkeiten mit Beginn des Jahres
2014 laufend personelle und organisatorische MaBnahmen, um einerseits den Soll-Stand zu erreichen und
andererseits auf die massiv steigenden Antragszahlen zu reagieren. DarUber hinaus wurden in Ansehung der
Antragszahlen vor allem seit dem Sommer 2015, als es zum allgemein bekannten massiven Zustrom von Migranten
Uber die sog. "Balkanroute" kam, und dem, trotz der bereits zuvor gesetzten Personalerweiterungen, daraus
resultierenden Rickstau bei der Bearbeitung der Antrage, im Rahmen der gesetzlichen Moglichkeiten im zweiten
Halbjahr 2015 sowie fortlaufend seit Beginn des Jahres 2016 weitere MalBnahmen zur Bewaltigung dieser Umstande
ergriffen, wobei naturgemal zu berlcksichtigen war, dass neue Mitarbeiter erst mit einer zeitlichen Verzégerung
selbstandig in der Verfahrensfuhrung eingesetzt werden kénnen.

Im Lichte dessen war daher nicht davon auszugehen, dass das Bundesamt die flr eine zlgige Verfahrensfiihrung
notwendigen Schritte unterlassen oder mit diesen grundlos zugewartet hatte bzw. nicht die organisatorischen
Vorkehrungen fur eine mdglichst rasche Erledigung der Parteianbringen getroffen hatte.

3.3. Vor dem Hintergrund einer sohin nicht im og. Ausmal} vorhersehbaren, insofern auch auBerhalb der
Einflusssphare der Behdrde gelegenen und auch nicht ad hoc mit organisatorischen und personellen Vorkehrungen


https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/73

sowie MalRnahmen zu bewéltigenden Uberlastung war dem BFA im gegenstandlichen Fall daher kein Verschulden an
der nicht fristgerechten Erledigung des Antrages des Beschwerdefuhrers auf internationalen Schutz vorzuwerfen.

3.4. Gemal3 § 8 Abs. 1 VWGVG war die Sdumnisbeschwerde daher als unbegriindet abzuweisen.3.4. Gemal} Paragraph
8, Absatz eins, VWGVG war die SGumnisbeschwerde daher als unbegriindet abzuweisen.

3.5. Im Gefolge des Eintritts der Rechtskraft dieser Entscheidung fallt die Zustéandigkeit fur die Erledigung des Antrages
des Beschwerdefuhrers auf internationalen Schutz wieder zum BFA als zuvor belangte Behdrde zurtick und beginnt die
behordliche  Frist iSd§ 73 AVG idgF von neuem zu laufen (vgl. Hengstschlager-Leeb, Allgem.
Verwaltungsverfahrensgesetz, Manz-Kommentar, 4. Teilband, 8 73 AVG, RZ. 124).3.5. Im Gefolge des Eintritts der
Rechtskraft dieser Entscheidung fallt die Zustandigkeit fur die Erledigung des Antrages des Beschwerdeflhrers auf
internationalen Schutz wieder zum BFA als zuvor belangte Behdrde zurlick und beginnt die behdérdliche Frist iSd
Paragraph 73, AVG idgF von neuem zu laufen vergleiche Hengstschlager-Leeb, Allgem. Verwaltungsverfahrensgesetz,
Manz-Kommentar, 4. Teilband, Paragraph 73, AVG, RZ. 124).

3.6. GemalR§ 21 Abs. 7 BFA-VG kann eine mundliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei
ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt § 24 VWGVG.3.6. GemaR Paragraph 21,
Absatz 7, BFA-VG kann eine mundliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in
Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass
das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt Paragraph 24, VWGVG.

Die Abhaltung einer 6ffentlichen miindlichen Verhandlung konnte im gegenstandlichen Fall gemaR§ 21 Abs. 7 BFA-VG
iVm§ 24 VwGVG unterbleiben, da der Sachverhalt auf Grund der Aktenlage geklart warDie Abhaltung einer
offentlichen mundlichen Verhandlung konnte im gegenstandlichen Fall gemaR Paragraph 21, Absatz 7, BFA-VG in
Verbindung mit Paragraph 24, VwWGVG unterbleiben, da der Sachverhalt auf Grund der Aktenlage geklart war.

Zu B)

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Mit der Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes
vom 24.05.2016, Ro 2006/01/0001 bis 0004-3, wurde klargestellt, dass bei Beurteilung des Verschuldens einer beim BFA
eingetretenen Verfahrensverzégerung die aullergewdhnliche Belastungssituation der Behdrde im Rahmen einer
Einzelfallbetrachtung vom Verwaltungsgericht ins Kalkll gezogen werden kann.Die Revision ist gemafd Artikel 133,
Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Mit der Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 24.05.2016, Ro
2006/01/0001 bis 0004-3, wurde klargestellt, dass bei Beurteilung des Verschuldens einer beim BFA eingetretenen
Verfahrensverzégerung die auBergewohnliche Belastungssituation der Behérde im Rahmen einer Einzelfallbetrachtung
vom Verwaltungsgericht ins Kalkul gezogen werden kann.
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